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Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (Zeitschrift) 

Gemeinschaftsunternehmen 

= merger guidelines = Richtlinien der Antitrust Division 
des Department of Justice, vom 30. 5. 68 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen i. d. F. vom 
4. 4. 74 (BGBI. I S. 869), zuletzt geändert durch Gesetz v. 
14. 12. 76 (BGBl. I ,  3341) 
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Regierungsbegründung zur 2. Novelle des GWB ET-Drucks. 
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Reichsgericht 
Recht der Internationalen Wirtschaft, Außenwirtschafts
dienst des Betriebsberaters (Zeitschrift, seit 1. 1. 7 5) 
Ausführungsvorschriften der FTC und des Justizministe
riums zu Sec. 7 A Clayton Act, in 43 FR S. 3 3 5 3 7 ff. 
Seite, Southern, südlich 
Sammlung der Entscheidungen des Supreme Court, Band 1 
Seite 2 
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Standard Industrial Classification, nach Standard Indu
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WuW/E BWM Entscheidungen des BWM 
zum Beispiel 
Zeitschrift für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschafts
recht 
Ziffer 
zitiert 
zum Teil 
zur Zeit 



1. Einleitung 

1.1 Anlaß 

Durch das 2. Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbs
beschränkungen1 vom 3. 8. 1973 wurde zum ersten Mal eine Zusam
menschlußkontrolle2 in das GWB3 eingeführt. Neben der bis dahin 
schon bestehenden Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Un
ternehmen (§ 22 Abs. 4 GWB) wurde dem Bundeskartellamt in § 24 und 
§ 24 a GWB damit die Möglichkeit gegeben, die Entstehung oder Ver
stärkung einer marktbeherrschenden Stellung im Sinne von § 22 Abs. 1 
und Abs. 2 GWB durch einen Zusammenschluß von Unternehmen zu 
verhindern. Nach 22 Jahren wurde damit die schon im Regierungsent
wurf vom 22. 5. 1951' in § 18 vorgesehene Zusammenschlußkontrolle 
nach mehreren Anläufen Gesetz. 

Inzwischen lagen dem BKartA 2 455 Zusammenschlüsse zur Beurtei
lung vor, 28 Untersagungen sind erfolgt (davon allein 11 im Jahre 1978) 
und es ergingen bereits zahlreiche Urteile des KG und des BGH, die 
Fragen der Zusammenschlußkontrolle betreffen. Die Zusammenschluß
kontrolle ist darüber hinaus durch die Auseinandersetzungen um die 
4. Novelle in das öffentliche Interesse gerückt5 • Die Literatur zu Ein
zelfragen der Fusionskontrolle ist kaum noch überschaubar, dennoch 
scheint eine umfassende Darstellung und Beurteilung der Fusionskon
trollpraxis8 noch auszustehen. Die vorliegende Arbeit soll die Literatur 
zur Fusionskontrolle um eine Zwischenbilanz der bisherigen Praxis 

1 BGBI. I, S. 917. 
2 In der Literatur wird vielfach der Begriff Fusionskontrolle benutzt, der 

jedoch exakt angewandt nur einen Teil der Zusammenschlußfälle trifft. Die 
Benutzung dieses Begriffs hat sich inzwischen für alle Zusammenschlußfälle 
jedoch eingebürgert. Vgl. Monopolkommission Hauptgutachten 1 S. 456 und 
Titel des Sondergutachtens Nr. 5, vgl. auch Kleinmann, Bechtold, Kommentar 
zur „Fusionskontrolle". Der Verfasser möchte auch in der folgenden Arbeit 
die Begriffe Fusionskontrolle und Zusammenschlußkontrolle synomym ver
wenden. 

3 In der Fassung der Neubekanntmachung des Gesetzes gegen Wettbe
werbsbeschränkungen vom 27. 7. 1957 (BGBI. I, S. 1081) vom 4. 4. 1974 (BGBI. I , 
s. 849). 

4 BT-Drucks. 2/1 158 Anl. 1. 
5 Vgl. z. B. FAZ vom 6. 5. 1978, S. 13 und FAZ vom 18. 5. 1978, S . 13 und 14. 
8 Es liegen allerdings zwei Aufsatzserien von V. Emmerich vor: vgl. Em-

merich, Praxis der Fusionskontrolle I, II, III, a. a. 0., und Emmerich, Neueste 
Praxis, a. a. 0. 
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erweitern und die neuen Regelungen der 4. Novelle in ihrer Wirkung 
auf die Praxis beurteilen. 

1.2 Aufgabe 

Da sich die geregelten Vorgänge durch ihre Vielseitigkeit einer exak
ten Benennung entziehen, arbeitete der Gesetzgeber, um alle Möglich
keiten zu erfassen, mit generalklauselartigen Bestimmungen7. Diese 
Gesetzgebungstechnik führt dazu, daß sich die genauen vom Bundes
kartellamt angewandten Maßstäbe für die Beurteilung von Zusammen
schlüssen nicht direkt aus dem Gesetz ergeben, sondern erst durch eine 
Analyse der Praxis und Rechtsprechung ermittelt werden können. 
Nachdem eine mehr als fünfjährige Erfahrung besteht und nach 28 
Untersagungen tatsächlich von einer „Praxis der deutschen Fusions
kontrolle" gesprochen werden kann, soll die Arbeit diese Praxis an
hand der entschiedenen Fälle umfassend analysieren und bewerten. Da 
eine Einbeziehung der vermutlichen „Entscheidung" 8 des Bundeskar
tellamtes in die Planung der Unternehmungen aus Gründen der Rechts
sicherheit wünschenswert ist9 , wird es ein Ziel dieser Arbeit sein, aus 
den bisher zur Zusammenschlußkontrolle ergangenen Beschlüssen, Ver
fügungen und Urteilen genauere Kriterien der Untersagungspraxis zu 
entwickeln. Um die Argumentationsbasis zu erweitern, sollen zur Ana
lyse und Bewertung der deutschen Praxis auch •amerikanische Erfah
rungen in Zusammenschlußfällen gemäß Sec. 7 Clayton Act10 und ame
rikanische Literatur herangezogen werden" . 

Wegen geringer deutscher Erfahrungen insbesondere in Fällen verti
kaler und konglomeraler Zusammenschlüsse ist es ein Ziel dieser Ar
beit, durch Heranziehung amerikanischer Erfahrungen Vorschläge für 
die zukünftige Erfassung dieser Fälle zu erarbeiten. Dies einerseits, 
um der deutschen Praxis die Entscheidung in diesen Bereichen zu er
leichtern, andererseits um den betroffenen Unternehmen einen Schluß 
auf die zu erwartende kartellrechtliche Beurteilung zu gestatten. Das 
Ergebnis der Arbeit werden Vorschläge sein, wie die bestehende deut
sche Praxis de lege lata und de lege ferenda effizienter gestaltet werden 

7 Vgl. z.B. § 2 2  Abs. 1 GWB „ohne Wettbewerber ist" , ,,wesentlicher 
Wettbewerb" und „überragende Marktstellung". 

8 Gemeint ist lediglich die amtsinterne Entscheidung, den Zusammen
schluß zu untersagen oder das Verfahren einzustellen. Eine Nichtuntersagung 
stellt keine Regelung dar und ist somit kein Verwaltungsakt. 

9 Vgl. MKHG 1 Tz. 846. 
10 In der Fassung des O'Mahoney-Celler-Kefauver Amendments von 19 5 0 , 

Text vgl. Anhang 2 dieser Arbeit. 
11 Vgl. Markert, Novellierung S. 1 63, der feststellt, daß die Verwertung 

amerikanischer Erfahrungen bisher bei der Novellierung des GWB vernach
lässigt wurde. 
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könnte. Dabei werden auch Vorschläge bezüglich einer Novellierung 
der Regelung der formellen Fusionskontrolle erarbeitet, die bisher in 
den Novellierungsvorschlägen zu wenig beachtet worden ist. 

Zusammenfassend soll die Arbeit folgende vier Angaben erfüllen: 

1. Erhöhung der Rechtssicherheit durch Analyse und Darstellung der 
augenblicklichen deutschen Praxis. 

2 .  Verbesserung der Entscheidungsgrundlagen in noch ungeklärten 
Fragen der deutschen Fusionskontrolle durch Heranziehung ameri
kanischer Erfahrungen. 

3. Erarbeitung von Vorschlägen zur Steigerung der Effizienz der deut
schen Praxis de lege lata. 

4. Erarbeitung von Gesetzesvorschlägen zur Verbesserung des fusions
kontrollrechtlichen Instrumentariums. 

1.3 Thematische Eingrenzung 

Die Arbeit beschränkt sich auf den Verfahrensabschnitt von der Ein
leitung des Untersagungsverfahrens bis zur rechtskräftigen Untersa
gung. Das Verfahren vor dem Bundesminister für Wirtschaft wird mit
einbezogen. Probleme der Entflechtung und di.e Frage der Anwendbar
keit des deutschen Rechts auf ausländische Zusammenschlüsse sollen 
in dieser Arbeit jedoch wegen der grundlegend anderen Rechtsfragen 
ausgeklammert bleiben. 

Die amerikanische Praxis wird nur insoweit behandelt, als dortige 
Erfahrungen zur Analyse und Bewertung der deutschen Praxis genutzt 
werden können. 

Wegen der Weite des Themas und der großen Vielfalt der fusions
rechtlichen Literatur (vor allem in den Vereinigten Staaten) mußte sich 
die Arbeit aus Gründen der Klarheit der Darstellung und Lesbarkeit 
auf eine Auswahl und Behandlung der wichtigsten Literatur beschrän
ken. Auf weitere interessante Veröffentlichungen konnte in manchen 
Fällen deshalb nur verwiesen werden. In der Arbeit wurde versucht, 
bei der Auswahl der Literatur der Bedeutung der Veröffentlichung 
gerecht zu werden. 

Die Arbeit berücksichtigt deutsche und amerikanische Entscheidun
gen und Veröffentlichungen bis zum 30. 9. 1980. 

1.4 Aufbau 

Die Arbeit wird im ersten Teil die bestehenden deutschen und ame
rikanischen Regelungen in ihrer Entstehungsgeschichte, Aufbau und 
ihrem Verfahren vorstellen und ihre praktische Bedeutung anhand 




